
(Zuruf des Abg. Kassem Taher Saleh 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

wenn man, wie im Falle von Frau Baerbock, Israel-Has-
ser zu einem Essen einlädt. Vielleicht haben Sie ja auch 
mehr Informationen, wer denn da so alles auf der Gäste-
liste stand.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Fragen Sie mal Ihre Ausschussmitglie-
der!)

Die wird uns ja vorenthalten.

Präsidentin Bärbel Bas:
Frau Schönberger, Sie können reagieren.

Marlene Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich denke, 
eine Partei, bei der der Antisemitismus zum programma-
tischen Kern gehört,

(Jürgen Braun [AfD]: Das ist eine glatte Lü-
ge! – Martin Hess [AfD]: Unverschämtheit!)

sollte zuallererst vor der eigenen Türe kehren.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Jürgen 
Braun [AfD]: Sie reagieren wie ein Automat! 
Klatschautomat! – Gegenruf der Abg. Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, Treffer, ne? Versenkt!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Wir fahren jetzt weiter fort in der Debatte. Und als 

Nächste hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion Gitta 
Connemann.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gitta Connemann (CDU/CSU):
„Sej a Mensch!“ – Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Diesen Satz, diese Mahnung hat uns 
Marcel Reif hier an dieser Stelle am Holocaust-Gedenk-
tag geschenkt.

„Sej a Mensch!“ Damit bat die Deutsch-Israelische 
Gesellschaft, lieber Volker Beck, zum 7. Oktober um 
die Solidarität mit Israel und seinen Bürgern, zum Jahres-
tag des größten Massenmordes seit der Shoah. Deutsch-
land hätte nach diesem Terrorüberfall durch die Hamas 
ein unbedingter Schutzraum für Jüdinnen und Juden sein 
müssen. Wegen unserer besonderen Verantwortung hät-
ten wir wachsamer sein müssen als andere.

Die Wahrheit ist: Seit dem 7. Oktober 2023 wurden so 
viele antisemitische Straftaten registriert wie nie zuvor. 
Und wir erleben, dass der Judenhass in all seinen Facetten 
wütet. Antisemiten in Deutschland tragen Springerstiefel, 
oder sie hören Al Jazeera. Sie verstecken sich im Netz 
oder treffen sich offen in Salons oder auf Demonstratio-
nen, schwadronieren von der „Allmacht Israels“, sind 
hier geboren oder zugewandert.

Judenhass zeigt sich auf unseren Straßen, an Hoch-
schulen, er bedroht jüdische Kindergärten, Schulen, Sy-
nagogen und Restaurants. Schon vor dem 7. Oktober gab 
es keine Normalität für Juden in unserem Land. Aber seit 
dem Massaker ist der Alltag von Jüdinnen und Juden in 
Deutschland geprägt von Ablehnung, Gewalt und be-
gründeter Angst.

Statt Solidarität erleben sie eine vergiftete Debatte mit 
absurden Zügen. Hilferufe des Zentralrats der Juden, lie-
ber Herr Botmann, werden als Beeinflussung der Politik 
skandalisiert. Aus den Opfern werden Täter gemacht. Das 
ist einfach nur widerlich.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Umso wichtiger ist dieser Antrag als klares Signal an 
die Betroffenen. Er hat übrigens zu lange gedauert. Die 
Fraktionen der Mitte haben früher gemeinsam gekämpft – 
für jüdisches Leben und gegen Antisemitismus. Dieses 
Miteinander im Deutschen Bundestag scheint es nicht 
mehr ohne Wenn und Aber zu geben.

Am Ende ist es aber gelungen: Wir bekennen uns zur 
IHRA-Definition, wir verurteilen die BDS-Bewegung, 
und wir verpflichten uns als Gesetzgeber, Lücken zu 
schließen. Diese Lücken gibt es auch in Kunst und Kul-
tur. Deshalb bedaure ich zutiefst, dass die Kulturstaats-
ministerin Claudia Roth heute in Brasilien ist, statt an 
dieser tatsächlich historischen Debatte teilzunehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Denn durch die documenta 15 zog sich Antisemitismus 
wie ein roter Faden – bislang ohne echte Konsequenzen. 
Auf Plakaten wurden Juden mit Vampirzähnen und SS- 
Runen dargestellt. Übrigens aus Steuermitteln gefördert 
wie die Berlinale, Lehraufträge für Antisemiten, Unter-
stützer der BDS-Bewegung und, und, und. Judenhass im 
deutschen Kulturbetrieb: staatlich alimentiert.

(Zuruf des Abg. Kay Gottschalk [AfD])

Mit den Kultusministern der Länder und den kom-
munalen Spitzenverbänden sind wir uns deshalb einig: 
Es darf kein Steuergeld für Judenhass geben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Öffentliche Gelder dürfen nicht dazu missbraucht wer-
den, antisemitische, rassistische, andere menschenver-
achtende Kunst- und Kulturprojekte zu finanzieren. Mit 
Zensur hat das übrigens gar nichts zu tun. Die Kunst-
freiheit ist ein hohes Gut. Aber die Kunstfreiheit endet, 
wo Judenhass beginnt,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

übrigens auch Rassismus, Frauenhass oder Menschenver-
achtung. Und deshalb verpflichten wir uns heute mit die-
sem Antrag, die Förderbedingungen nachzuschärfen.
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Es geht übrigens nicht um ein Verbot von Kunstwer-
ken, sondern um klare Regeln für Haushaltsmittel und die 
Möglichkeit, diese zurückzufordern. Wir verbieten keine 
Gesinnung. Es geht nicht um die Gedanken des Künst-
lers, sondern um das jeweilige Kunstwerk.

Und in aller Deutlichkeit: Wer Israel delegitimiert oder 
verteufelt, wer jüdische Künstlerinnen und Künstler von 
Veranstaltungen ausschließt, wer eine Distanzierung zu 
Israel von ihnen verlangt, kann keine Steuergelder ver-
langen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Deshalb dürfen auch Vertreter der BDS-Bewegung nicht 
staatlich gefördert werden. Denn BDS ist nichts anderes 
als eine antisemitische Bewegung, die am Ende den jü-
dischen Staat zerstören will.

Jetzt beginnt die Arbeit. Dieser Antrag ist nämlich eine 
Selbstverpflichtung. Daraus muss jetzt unser Handeln als 
Gesetzgeber werden – auch im Sinne von Marcel Reif. Er 
mahnte uns an dieser Stelle auch:

„‚Nie wieder!ʼ ist mitnichten ein Appell. ‚Nie wie-
der!ʼ … muss sein: gelebte, unverrückbare Wirk-
lichkeit! … Sej a Mensch!“

Seien wir Menschen!
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die SPD-Fraktion 

Dr. Nils Schmid.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Philipp Hartewig [FDP])

Dr. Nils Schmid (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Nach dem bestialischen Terror-
angriff der Hamas vom 7. Oktober letzten Jahres ist es 
richtig und wichtig, daran zu erinnern, dass der Schutz 
des jüdischen Lebens nicht nur in Deutschland, sondern 
auch in Israel Teil unserer Politik und Teil unserer Ver-
antwortung ist.

Der Staat Israel ist gegründet worden als Heimstatt für 
das jüdische Volk, als demokratischer und jüdischer 
Staat. Deshalb hat dieser Antrag auch eine außenpoliti-
sche Dimension, und es ist gut, dass er noch mal unter-
streicht, dass die vier demokratischen Parteien aus der 
Mitte des Hauses das Bekenntnis zum Existenzrecht Is-
raels und zur Sicherheit Israels mit der Zweistaatenlö-
sung verknüpfen. Es war gerade auch eine Stärke der 
deutschen Nachkriegsdemokratie, dass alle demokrati-
schen Parteien und alle Bundesregierungen dies immer 
zusammengedacht haben. Das ist übrigens auch bekräf-
tigt worden in der historischen Rede von Bundeskanz-
lerin Merkel vor der Knesset, bei der sie den Begriff der 
Staatsräson eingeführt hat, also dass die gesicherte Exis-
tenz Israels Teil der deutschen Staatsräson ist, und in den 
folgenden Absätzen sich auch sehr für eine politische 

Lösung des Konflikts zwischen Israelis und Palästinen-
sern engagiert und sich für eine Zweistaatenlösung aus-
gesprochen hat.

Gerade angesichts der Ereignisse der letzten über 
zwölf Monate ist es wichtig, dass wir dieses Bekenntnis 
und diesen Zusammenhang immer wieder beachten. Das 
Schicksal der Palästinenserinnen und Palästinenser bzw. 
das Selbstbestimmungsrecht der Palästinenser ist keine 
vernachlässigbare Größe der Nahostpolitik, sondern der 
Bundeskanzler, die Bundesregierung und auch wir als 
Deutscher Bundestag haben von Anfang an klargemacht, 
dass die Solidarität mit Israel und die Betonung des 
Selbstverteidigungsrechts Israels einhergehen mit dem 
Respekt des Völkerrechts und eben auch dem Bekenntnis 
zur Notwendigkeit einer Zweistaatenlösung.

(Beifall bei der SPD)

Dort, wo es notwendig ist, das israelische Vorgehen der 
letzten zwölf Monate zu kritisieren, tun wir das. Natürlich 
ist es eine Hybris von Herrn Netanjahu, zu meinen, man 
könne mit Militärschlägen einfach mal so den Nahen 
Osten neu ordnen und einen Regimewechsel im Iran her-
beiführen. Und natürlich ist die immer stärkere Delegiti-
mierung der Vereinten Nationen durch die aktuelle israe-
lische Regierung nicht vereinbar mit den Grundsätzen der 
deutschen Außenpolitik: der Stärkung des internationalen 
Rechts, des multilateralen Systems und des Systems der 
Vereinten Nationen.

Ich sage ganz deutlich: Gerade die Möglichkeit zur 
Kritik am israelischen Vorgehen, an der israelischen Re-
gierung ist aus meiner Sicht – wenig überraschend – völ-
lig vereinbar mit der Anwendung der IHRA-Definition 
von Antisemitismus. Wenn wir bedenken, dass die Bun-
desregierung schon 2017 in einem Kabinettsbeschluss 
deutlich gemacht hat, dass sie die IHRA-Definition po-
litisch indossiert und dass auch in der internationalen 
Politik das AA und das BMZ diese Definition in ihrer 
eigenen Zuständigkeit zur Verfügung gestellt bekommen 
haben und anwenden, ist auch klar, dass mit der Bekräf-
tigung der IHRA-Definition durch diese Resolution keine 
Änderung der Rechtslage eintritt, sondern vielmehr noch 
mal bekräftigt wird, dass das, was Arbeitsgrundlage für 
die Bundesregierung ist, auch in Zukunft gelten soll. Das 
halte ich für wichtig; denn wir sollten nicht so tun, als 
hätte die Bundesregierung jetzt etwas neu zu entdecken 
oder neu zu entwickeln. Sie wendet es an. In jedem Ein-
zelfall – das ist ja genau der Sinn dieser IHRA-Defini-
tion – muss das sehr sorgfältig geprüft werden.

Und selbstverständlich darf kein Antisemitismus mit 
staatlichen Geldern gefördert werden.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Gruppe BSW Sevim 

Dağdelen.

(Beifall beim BSW)
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